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dem ungar. Handelsminister Vortrag zu halten und die Ermächtigung zur Unter­
zeichnung einholen; hoffentlich werde ich indessen auch die Schlussinstructionen 
vom hohen Bundesrathe erhalten.

Heute habe ich an Baron Beust eine drängende Note2 wegen der Unterzeich­
nung des Handelsvertrages gerichtet. Ich bin von den österr. Bevollmächtigten 
eingehend um Erklärungen über den Abbruch der Unterhandlungen in Berlin3 
gefragt worden, habe ihnen aber nur soviel darüber mitgetheilt, als ich für nöthig 
erachtete, um sie nicht misstrauisch zu machen, und es kostete mich viele Überre­
dung, ihnen zu beweisen, dass dieser Abbruch keine nachtheiligen Folgen auf 
unsere Verhandlungen habe. Ich hoffe noch immer, dass diese Angelegenheit 
ohne bedauerliche Störung ablaufe, werde aber erst ganz beruhigt sein, wenn der 
Vertrag einmal unterzeichnet ist.

2. Non reproduite. Cf. E 2200 Vienne 1 /4 9 .
3. Cf. n° 136.
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2105. Vertrag mit Italien.

Politisches Departement. Vortrag v. 14. diess.

Auf angehörten Bericht und Antrag des Departements darüber, dass die mit 
den Verhandlungen übereinen schweiz.-italien. Vertrag (resp. 4 Verträge: Han­
delsvertrag, Niederlassungs- und Konsularvertrag, Literarconvention u. Auslie­
ferungsvertrag) betrauten Delegirten: Hr. Minister Pioda in Florenz einerseits, 
Hr. alt Bundesrath Frey-Herosé und Hr. Bundespräsident Dr. Dubs andererseits, 
im Wesentlichen über alle Hauptpunkte einig geworden seien und Hr. Senator 
Melegari die bald möglichste Unterzeichnung wünsche, ist beschlossen worden:

1. es seien die Vertragsentwürfe über das Niederlassungs- und Konsularwesen 
und über die Auslieferung von Verbrechern dem Justiz- u. Polizeidepartement 
zur weitern Prüfung überwiesen;

2. sei Hr. Minister Pioda ermächtigt, eine Literar-Convention, nach Art der mit 
Belgien1 vereinbarten mit den in Berlin in Aussicht genommenen Redaktionsver­
besserungen, mit der italienischen Regierung zu vereinbaren und zu unterzeich­
nen und es sei das politische Departement beauftragt, mit Bezug auf das Detail der 
hienach an der schon entworfenen Konvention anzubringenden Veränderungen 
dem Hrn. Pioda direkte Weisungen und Erläuterungen zugehen zu lassen.

1 . I l s  ’agit de la déclaration du 11 décem bre 1863. Cf. R O  VII, p. 476.
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3. seien die Abgeordneten ermächtigt, in einer passenden Form, z. B. in einem 
Schlussprotokoll, die Beschränkung der Dauer des Verzichtes auf Herbeiziehung 
der gegenseitigen Staatsangehörigen zu Zwangsanleihen auf den Zeitraum bis 
1873 zu acceptiren.

4. sei die Stelle in obigem Departementsbericht über Alpenbahnangelegenheit 
dem Departement des Innern zu überweisen.
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2111. Preussische Gesandtschaft, direkter Verkehr zwischen den Schweiz. &
preussischen Justizbehörden.

Justiz-u.Polizeidepartement. Vortrag v. 13. diess.

Das Departement berichtet mit Rüksicht auf die Antwortnote der preussischen 
Gesandtschaft vom 24. April1 auf Hierseitiges vom 9. März2 a.c. (P.N. 952), 
betreffend die Einführung eines direkten Verkehrs zwischen den beiderseitigen 
Justizbehörden, welche Antwort dahin lautet, dass die preussische Gesandtschaft 
glaube, es sei nicht die Vertragsform erforderlich, sondern es genüge eine im 
Justizministerialblatt zu publizirende Verfügung, dass künftig ein unmittelbarer 
Schriftenwechsel stattfinden könne, dass ferner die preussischen Justizbehörden 
und deren Zuständigkeit aus dem amtlich redigirten Jahrbuch, welches im Buch­
handel bezogen werden könnte, zu ersehen seien und endlich, dass die Ergänzung 
des Schweiz. Verzeichnisses der Justizbehörden durch Angabe ihrer Kompeten­
zen dem beabsichtigten Zwek sehr förderlich wäre, — und es wird hierauf nach 
dessen Antrag beschlossen:

1. Sei der königl. preussischen Gesandtschaft zu antworten, der Bundesrath sei 
mit der vorgeschlagenen Form der Vollziehung der zu vereinbarenden Überein­
kunft einverstanden u. zwar namentlich auch damit, dass es keines förmlichen 
Vertrages bedürfe, sondern dass es genüge, wenn die vereinbarte Formel in die 
beidseitigen amtlichen Blätter eingerükt werde. Der Bundesrath müsse diesem 
Verfahren den Vorzug geben, weil er nicht kompetent sei, den kantonalen Justiz­
behörden gegenüber Verfügungen zu erlassen, vielmehr hierin nur als Delegirter 
der Kantone handle. Dagegen müsste der Bundesrath darauf aufmerksam 
machen, dass er den Kantonen nicht wohl die Anschaffung des Jahrbuches der 
preussischen Gerichtsverfassung für alle Gerichte vorschlagen könne, dass aber 
auch das Detail bis zu den untersten Gerichten kaum nöthig sei. In vielen Fällen

1. Non reproduite. Cf. E 22/2544.
2. Non reproduit. Cf. E 1001 (E) q 1/78.
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